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Abréviations

BFS Bundesamt für Statistik
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen

OFS Office fédéral de la statistique
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Protection des données et statistique

Der im Sommer bekannt gegebene Plan des BFS, die Volkszählung 2010 mittels
Registerdaten und ergänzenden Repräsentativbefragungen, aber ohne die bisher
üblichen Fragebogen für alle Einwohner und Einwohnerinnen durchzuführen, führte zu
einiger Aufregung namentlich bei der Wissenschaft und den Beratungs- und
Planungsbüros. Da in den Einwohnerregistern nur einige Grunddaten wie Alter,
Geschlecht, Nationalität und Zivilstand, jedoch keine Angaben zu Sprache,
Verkehrsverhalten, Bildung etc. vorhanden sind, verliere die politische Planung (z.B. für
Verkehrs- oder Gesundheitsinfrastrukturen) unentbehrliche Informationen. Die
vorgesehenen Repräsentativbefragungen seien dafür kein Ersatz, da diese keine
statistisch zuverlässigen Aussagen über die Verhältnisse im kleinräumlichen Bereich
(Gemeinden oder Stadtquartiere) machen können. Im Nationalrat reichte der
Freisinnige Gutzwiller (ZH) eine Motion ein, welche verlangt, dass der Bundesrat dem
Parlament die Beibehaltung der Vollerhebung mit Fragebogen als gleichwertig
entwickelte Alternative zur geplanten neuen Erhebung mit Registerdaten und
zusätzlicher Stichprobe vorlegen soll. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.07.2005
HANS HIRTER

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Am 16. September gab Bundesrat Villiger (fdp) seinen Rücktritt nach fast fünfzehn
Jahren Amtszeit, davon die letzten neun als Vorsteher des Finanzdepartements, auf
Ende Jahr bekannt. In den Medien wurde er als nüchterner, effizienter, liberaler und
auf Ausgleich bedachter Magistrat gewürdigt. Da Villiger seine Rücktrittsabsichten
vorher angekündigt hatte, war in der Öffentlichkeit intensiv über allfällige Nachfolger
spekuliert worden, wobei als Favoriten die Berner Ständerätin Christine Beerli und der
Urner Nationalrat Franz Steinegger gehandelt wurden. Gewisse Wahlchancen wurden
auch Christine Egerszegi (AG), Felix Gutzwiller (ZH), Hans-Rudolf Merz (AR) und
Christian Wanner (SO) zugesprochen. Von ihren Kantonalsektionen nominiert wurden
schliesslich Beerli, Egerszegi, der Tessiner Fulvio Pelli, Steinegger und Merz. Die
Fraktion beschloss, ein Zweierticket mit Beerli und Merz zu präsentieren. 2

AUTRE
DATE: 16.09.2003
HANS HIRTER

Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-maladie

Erwartungsgemäss fand die SP-Initiative bei der bürgerlichen Mehrheit im Nationalrat
keine Unterstützung. SP-Fraktionschef Cavalli (TI) legte einleitend dar, dass es eine
Illusion sei zu glauben, ein vom Angebot bestimmter Markt könne die Kosten nach
wettbewerbspolitischen Grundsätzen regeln. Die Abkehr von den Kopfprämien würde
zur grössten finanziellen Entlastung führen, die man in der Schweiz je für Familien mit
mittleren Einkommen vorgeschlagen habe. Die Sprecher von FDP, CVP, SVP und LP
widersprachen dem und rechneten vor, dass eine Verlagerung auf die Mehrwertsteuer
keineswegs sozial sei. Im Gegenteil: Eine – gemäss Initiativtext nach oben offene –
Erhöhung dieser Konsumsteuer treffe am härtesten junge Familien. Man gaukle einen
Sinkflug der Prämien vor, tatsächlich aber würde der Bevölkerung das Geld via indirekte
Steuern aus der Tasche gezogen, warnte der Aargauer CVP-Vertreter Zäch. Ins gleiche
Horn stiess der Zürcher Freisinnige Gutzwiller. Nicht zentralistische Planwirtschaft
führe zur Genesung des Krankenversicherungssystems, sondern die konsequente
Umsetzung wettbewerblicher Anreize. Als prioritär erachtete er die umfassende
Reform der Spitalfinanzierung, die Aufhebung des Vertragszwangs zwischen Kassen und
Leistungsanbietern und eine wirkungsorientierte Überprüfung der
Grundversicherungsleistungen. Die Initiative wurde mit 91 gegen 55 Stimmen deutlich
abgelehnt. Ein Antrag des Tessiner CVP-Vertreters Robbiani, die Vorlage zwecks
Ausarbeitung eines indirekten Gegenvorschlags an die Kommission zurückzuweisen, der

AUTRE
DATE: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI
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die Unterstützung von Bundesrätin Dreifuss fand, wurde ebenfalls – wenn auch
bedeutend knapper – mit 79 zu 62 Stimmen verworfen. 3

2005 waren im Nationalrat drei völlig identische Motionen (05.3589, 05.3590 und
05.3592) Galladé (sp, ZH), Häberli-Koller (cvp, TG) und Teuscher (gp, BE) bezüglich der
Leistungen bei Mutterschaft von Bortoluzzi (svp, ZH) trotz Zustimmung von Bundesrat
und Kommission bekämpft und damit der Diskussion vorderhand entzogen worden. Die
Motionärinnen kritisierten, dass das 1996 in Kraft getretene neue KVG die Leistungen
bei einer unkomplizierten Schwangerschaft und Geburt vom Selbstbehalt befreit, nicht
aber bei einer Risikoschwangerschaft, resp. dass die Formulierung im KVG unklar ist,
weshalb das Eidg. Versicherungsgericht in mehreren Präzedenzurteilen zu Gunsten des
Selbstbehalts entschieden hat. Im Berichtsjahr nun wurde eine ebenfalls gleich
lautende Motion Gutzwiller (fdp, ZH) diskussionslos angenommen, worauf sich der
Ständerat ebenfalls ohne Gegenstimme anschloss. 4

MOTION
DATE: 24.03.2006
MARIANNE BENTELI

Assurance-accidents

Die Rekurskommission für die Unfallversicherung hatte aufgrund unklarer gesetzlicher
Bestimmungen die Erhebung einer Minimalprämie durch die Unfallversicherer in Frage
gestellt, obgleich unbestritten ist, dass damit auf einfache Art und Weise eine
gerechtere Verteilung der Risiko- und Administrativkosten erreicht werden kann als mit
nach Lohnsumme abgestuften Prämien. Dieser Umstand bewog Nationalrat Gutzwiller
(fdp, ZH), mit einer im Einverständnis mit dem Bundesrat überwiesenen Motion eine
entsprechende Gesetzesänderung zu verlangen, welche die nötige rechtliche Grundlage
für die Erhebung von Minimalprämien schafft. Mit einer ebenfalls angenommenen
Motion forderte er, die Abhängigkeit des Prämienzuschlags für Verwaltungskosten der
Versicherer von demjenigen der Suva sei aufzuheben (Mo. 02.3370). 5

MOTION
DATE: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Groupes sociaux

Politique familiale

Ausgehend von einer im Vorjahr vom Nationalrat angenommenen parlamentarischen
Initiative der Zürcher Sozialdemokratin Fehr zur Anschubfinanzierung von
Kinderkrippen erarbeitete die SGK einen Gesetzesentwurf samt
Finanzierungsbeschluss. Sie schlug dem Plenum vor, die Schaffung von neuen
Krippenplätzen während zehn Jahren mit jährlich 100 Mio Fr. zu unterstützen; konkret
vorgelegt wurden ein Bundesgesetz, das die Förderungsmodalitäten regelt, sowie ein
Kreditbeschluss über 400 Mio Fr. für die ersten vier Jahre. Bis auf die SVP, die nach den
Worten ihres Sprechers Bortoluzzi (ZH) „verantwortungsmüde Eltern“ und Zustände „à
la Ostblock“ witterte, und die LP stellten sich alle Fraktionen hinter das Gesetz, das mit
117 zu 53 Stimmen angenommen wurde. SP und CVP stimmten geschlossen zu, bei der
FDP eine Mehrheit (darunter sämtliche Frauen), bei der SVP nur gerade die drei
weiblichen Abgeordneten Fehr (ZH), Gadient (GR) und Haller (BE) sowie Siegrist (AG).
Angesichts der Lage der Bundesfinanzen beantragte der Bundesrat, der das Anliegen
grundsätzlich unterstützte, ein auf maximal acht Jahre und nur je 25 Mio Fr. reduziertes
Engagement. Mit 108 zu 70 Stimmen konnte sich aber der Antrag der Kommission
durchsetzen. Gutzwiller (fdp, ZH) erinnerte als Sprecher der Kommission daran, dass
Studien den volkswirtschaftlichen Nutzen von familienexternen Betreuungsplätzen
nachgewiesen haben, weshalb es sich hier um eine sinnvolle Investition handle. Im
Ständerat machte nur gerade Schmid (cvp, AI) grundsätzlich Opposition gegen die
Vorlage. Ein Rückweisungsantrag Hess (fdp, OW), der zuerst eine Vernehmlassung bei
den Kantonen durchführen wollte, da diese nach dem Auslaufen der
Anstossfinanzierung primär in der Pflicht stehen dürften, die Krippen weiter zu
unterstützen, wurde mit 29 zu 12 Stimmen abgelehnt. Als Kompromiss zwischen
Bundes- und Nationalrat beschloss die kleine Kammer aber, anstatt 400 Mio Fr. nur
200 Mio Fr. für die nächsten vier Jahre zur Verfügung zu stellen und das Programm auf
acht Jahre zu begrenzen; zudem sollten die Beiträge nicht mehr maximal einen Drittel
der Kosten abdecken, sondern höchstens 5000 Fr. pro Krippenplatz. Ein Antrag Jenny
(svp, GL), dem Bundesrat zu folgen, wurde ebenso abgelehnt wie der Antrag Studer (sp,
NE) auf Zustimmung zum Nationalrat. Die Vorlage wurde mit 31 zu 4 Stimmen
angenommen, der Finanzierungsbeschluss mit 23 zu 5 Stimmen. Angesichts der klaren
Willensbezeugung der kleinen Kammer, den Kreditrahmen mindestens um die Hälfte zu
kürzen, bat die Initiantin Fehr (sp, ZH) den Nationalrat, dem Ständerat in allen Punkten

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.03.2002
MARIANNE BENTELI
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zuzustimmen, um nicht die Vorlage als Ganzes zu gefährden. Mit 120 zu 58 Stimmen
übernahm der Rat die Beschlüsse der Ständekammer. Das Gesetz tritt auf den 1.
Februar 2003 in Kraft. 6

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Anfangs Jahr sprachen sich die Freisinnigen mit lediglich fünf Gegenstimmen für den
Beitritt der Schweiz zur UNO aus; 1986 waren sie noch gespalten gewesen, hatten aber
für einen UNO-Beitritt optiert. Die Volksinitiative des Gewerkschaftsbundes "für eine
kürzere Arbeitszeit", welche die 36-Stunden-Woche einführen wollte, lehnten die
Delegierten einstimmig ab. In der Gesundheitspolitik forderte die FDP eine
wettbewerbsorientierte Reform des KVG. Mit der Erhöhung der obligatorischen und der
selbstwählbaren Franchise sowie des Selbstbehaltes bei Bagatellfällen soll die
Selbstverantwortung gestärkt werden. Bis im Herbst soll eine Arbeitsgruppe, die von
FDP-Fraktionspräsidentin Christine Beerli geleitet wird und der auch der Präsident der
Zürcher Ärztegesellschaft Walter Grete, Nationalrat Felix Gutzwiller (fdp, ZH), der
Unternehmer Otto Ineichen und Robert Leu, Professor für angewandte
Wirtschaftsforschung und Wirtschaftspolitik der Universität Bern, angehören, eine
vertiefte und vorurteilslose Überprüfung der ökonomischen Anreize für alle Akteure im
Gesundheitswesen vornehmen. 7

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 26.01.2002
MAGDALENA BERNATH

Anfang November teilte Rolf Schweiger der FDP seinen sofortigen Rücktritt als
Parteipräsident mit. Er begründete diesen Schritt mit einem Burn-out-Syndrom, das in
den letzten Wochen an Intensität zugenommen habe. Vizepräsidentin Marianne Kleiner
(AR) übernahm interimistisch die Parteileitung. Eine vom Glarner Ständerat Fritz
Schiesser präsidierte Findungskommission erhielt den Auftrag, für das Parteipräsidium
geeignete Kandidaten zu kontaktieren, aber auch strukturelle Fragen wie jene einer
weiteren Professionalisierung des Präsidiums und der dazu erforderlichen finanziellen
Ausstattung zu erörtern. Dass sich diese Fragen nicht trennen liessen, war
insbesondere bei dem von der Presse als potentiellem Nachfolger gehandelten Felix
Gutzwiller (ZH) offensichtlich, der das Amt nicht übernehmen könnte, ohne sich von
einem Teil seiner zahlreichen anderen Funktionen in Wissenschaft und Wirtschaft zu
trennen. Als weitere Anwärter galten Didier Burkhalter (NE), Ruedi Noser (ZH), Marianne
Kleiner (AR), Fulvio Pelli (TI) und Georges Theiler (LU). Ende Dezember unterbreitete die
Findungskommission der Geschäftsleitung einen Doppelvorschlag mit den
Nationalräten Fulvio Pelli (TI) und Georges Theiler (LU). Die Wahl des neuen Präsidenten
ist für April 2005 vorgesehen. 8

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 22.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Per Akklamation ernannte die FDP-Fraktion den Zürcher Nationalrat Felix Gutzwiller
zum Nachfolger von Fulvio Pelli als Fraktionschef und wählte den seit 2003
amtierenden Nationalrat Didier Burkhalter (NE) zum neuen Vizepräsidenten. Zweite
Vizepräsidentin und Leiterin der ständerätlichen Gruppe blieb die St. Gallerin Erika
Forster. 9

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 16.03.2005
MAGDALENA BERNATH

FDP-Generalsekretär Guido Schommer kündigte im September seinen Rücktritt per
Ende Februar 2008 an. Er war seit 2001 im Amt gewesen. Die Partei betonte, er trete
nicht aufgrund eines schlecht laufenden Wahlkampfes von seinem Posten zurück. Der
Jurist und Ökonom Stefan Brupbacher, tätig bei der Economiesuisse und
Wunschkandidat des wirtschaftsliberalen Flügels der FDP, wurde zum neuen
Generalsekretär gewählt. Zu einer personellen Veränderung kam es auch in der FDP-
Bundeshausfraktion. Die Urner Nationalrätin Gabi Huber wurde als Nachfolgerin von
Felix Gutzwiller (ZH) zur Fraktionspräsidentin gewählt. Sie trat als Vizepräsidentin der
FDP Schweiz zurück. Auch Léonard Bender, ebenfalls Vizepräsident der FDP, kündigte
seinen Rücktritt aus der Parteileitung an. 10

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 16.11.2007
SABINE HOHL

1) Bund und TA, 8.7.05; NZZ, 25.7., 22.8. und 6.9.05 (Kritik); NZZ, 15.7.05 (Replik des BFS). 
2) Nominationen: Bund, 1.10.03 (Beerli); AZ, 21.10.03 (Egerszegi); CdT, 24.10.03 (Pelli); Presse vom 25.10.03 (Steinegger); TA,
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29.10.03 (Merz); Presse vom 27.11.03 (Fraktion).; Presse vom 17.9.03; AB NR, 2003, S. 2143 ff.
3) AB NR, 2000, S. 1501ff.; AB NR, 2000, S. 1507ff.; AB NR, 2000, S. 1547ff.
4) AB NR, 2006, S. 486; AB SR, 2006, S. 673.
5) AB NR, 2002, S. 1685
6) BBl, 2002, S. 4219 ff. und 4262 ff. (BR); AB NR, 2002, S. 592 ff., 1491 ff. und 1705; AB SR, 2002, S. 459 ff. und 938; BBl,
2002, S. 6488 ff. und BBl, 2003, S. 410; Presse vom 23.2. und 28.3.02. Vgl. SPJ 2000, S. 252 f. (Studie) und 2001, S. 210.
7) NZZ, 20.6.02.; Presse vom 26.1.02.
8) Presse vom 6.11., 8.-9.11., 15.11. und 18.12.04; NZZ, 22.12.04.
9) Presse vom 15.-16.3.05.
10) Rücktritt von Schommer: Presse vom 14.9.07; NZZ, 6.10.07. Fraktionspräsidium: TA, 27.11.07; BaZ, 19.12.07. Rücktritt von
Bender: LT, 16.11.07.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 25.04.24 4


